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Wochenblatt für das "Volk. 
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Mit dieſer Nummer beginnt die „Verfaſſung“ das vierte Quartal 1865. Die Redaktion 
hofft von ihren bisherigen Leſern das Zeugniß zu erhalten, daß ſie nach beſten Kräften 
beſtrebt geweſen ift, das Ziel, welches ſie ſich vom Beginn des Blattes an geſteckt hatte, 
im Auge zu behalten. Treu demſelben, wird unſer Blatt auch fernerhin in volksthümli⸗ 
cher und leicht faßlicher Weiſe alle unſer geſammtes Staats leben berührenden Fragen im Sinne 
der entſchieden liberalen Partei beſprechen. Es wird von Berlin aus regelmäßig jeden Donnerstag 
Abend zur Poſt gegeben, ſo daß es auch in den entfernteſten Gegenden unſeres Vaterlandes am 
Sonnabend Abend in den Händen unſerer Abonnenten ſein kann. Sollte trotz unſeres Bemühens, 
in keiner Weiſe gegen eine geſetzliche Beſtimm ung zu fehlen, doch einmal durch eine Beſchlag⸗ 
nahme unſeres Blattes eine Unregelmäßigkeit in der Verſendung eintreten, ſo werden, davon 
ſind wir überzeugt, unfere Leſer dieſe Unregelmäßigkeit uns nicht zur Laſt legen, ſondern und 
ihr Wohlwollen nach wie vor erhalten. 


. In dem Falle nämlich, daß man wirklich die bloße 
Die Herrſchaft des Königs von Preußen Perſonalunion beiteten 9 dürfte ae ein 185 
über Lauenburg. deres Verhältniß zwiſchen Preußen und Lauenburg ftatt- 
, finden, als daß der jedesmalige König von Preußen zu⸗ 
Der Kaiſer von Oeſterreich hat ſein Recht als Mit⸗ gleich auch Nach von Lauenburg würde. Es wäre ge⸗ 
beſißer des Herzogthums Lauenburg an den König von | nau daſſelbe Verhältniß, wie es bis zum Jahre 1857 
Preußen für 2½ Million däniſche Thaler verkauft. Der zwiſchen Preußen und dem Schweizeriſchen Fürſtenthume 
König hat das Kaufgeld aus der Privatkaſſe des König⸗ oder eigentlich Kanton Neuenburg beſtand. Unſer 
lichen Hauſes bezahlen laſſen, und nicht, wie es zuerſt König hätte dann als König von Preußen nur in 
im Gaſteiner Vertrage verabredet war, aus den Mitteln Uebereinſtimmung mit der preußiſchen Verfaſſung 
der preußiſchen Regierung. Das Geld iſt alſo nicht aus und den preußiſchen Geſetzen zu regieren; aber als 
der preußiſchen Staatskaſſe, d. h. aus den Mitteln des Herzog von Lauenburg wäre er wieder an die Lau⸗ 
preußiſchen Volkes entnommen worden. Demnach muß⸗ enburgiſche Verfaſſung und an die Lauenburgiſchen 
ten wir noch in unſerer letzten „Wochenſchau“ ſagen, Geſetze gebunden. Seine preußiſchen Beamten und Rich⸗ 
daß wir nichts Sicheres über das Verhältniß wüßten, ter hätten in Lauenburg genau 155 ſo wenig zu ſagen 
in welches Lauenburg zu Preußen treten ſollte. Wir wie ſeine lauenburgiſchen Beamten und Richter in Preu⸗ 
wiſſen auch heute noch nicht, „ob Perſonal⸗Union, ob ßen. Auch dürfte von den Einkünften des preußiſchen 
Einverleibung“. Es ift uns nicht bekannt, ob Lauen⸗ Staates und von den Abgaben des preußiſchen Volkes 
burg nur durch die Perſon des Herrſchers mit Preußen nicht ein einziger Thaler für Lauenburg, und von den 
unirt, d. h. verbunden iſt und verbunden bleiben ſoll, Lauenburgiſchen Einkünften und Abgaben kein einziger 
oder ob es nicht doch noch beſtimmt iſt, einen wirklichen Thaler für Preußen verwendet werden Endlich hätte der 
Theil des preußiſchen Staates ganz eben fo an König nicht das Recht, an einem Kriege, den er für 
wie etwa Neu⸗Vorpommern oder die Grafſchaft Mark Preußen und alſo als Preußischer König führen ſollte, 
in Weſtphalen oder die hohenzollernſchen Fürſtenthümer. ſeine lauenburgiſchen Truppen Theil nehmen zu laſſen; 
Troß alle dem, was wir bis jetzt geſehen und gehört und eben ſo wenig könnte er die preußiſche Armee in 
haben, können wir uns noch immer nicht entſchließen, einen Krieg ſchicken, in dem er nur als Lauenbur⸗ 
an die Abſicht der dauernden Einführung einer ſo un⸗ zischen Spe dic aun wäre. ; 
haltbaren und zweckwidrigen Einzichtung zu glauben, 8 verſteht ſich ganz von ſelbſt, daß eine ſolche Per⸗ 
wie die Perſonalunion es fein würde. ſonalunion geradezu ein Ding der Unmöglichkeit iſt. 


Ein König müßte ein ganz anderes Weſen fein als an⸗ 
dere Menſchen, wenn er als König von Preußen ſich 
gar nicht um Lauenburg, und als Herzog von Lauenburg 
fih gar nicht um Preußen bekümmern ſollte. Auch wür⸗ 
den wir keine allzu hohe Meinung von den Fähigkeiten 
eines preußiſchen Miniſters haben, der jemals ſeinem 
Könige rathen könnte, das deutſche Lauenburg als ein 
Land zu betrachten, das mit dem preußiſchen Staate 
ganz und gar nichts zu thun hätte. Im Gegentheil, 
wir würden ſchon um unſerer ſelbſt, wir würden ſchon 
um Preußens und des deutſchen Vaterlandes willen ver⸗ 
langen, daß jeder Angriff auf Lauenburg eben ſo raſch 
und mit berfelben Kraft abgewehrt werde, wie ein An⸗ 
griff auf die Provinz Preußen oder auf Schleſien oder 
auf die Rheinprovinz. Aber eben darum verlangen wir 
auch, daß, wenn einmal Lauenburg ſich unter die Re⸗ 
gierung unſeres Königs ſtellen will, die Lauenburger 
auch alle Pflichten übernehmen und aller Rechte ſich er⸗ 
freuen, wie ſie den Preußiſchen Staatsbürgern zukommen. 
Wir verlangen, daß die Lauenburger weder von uns be⸗ 
vorzugt, noch gegen uns benachtheiligt werden. Wir 
verlangen, daß Lauenburg, wenn es von demſelben Für⸗ 
ſten regiert werden ſoll, wie Preußen, auch nach derſel⸗ 
ben Verfaſſung und denſelben en regiert werde, 
wie wir. Wir verlangen, daß Lauenburg dann nicht in 
eine bloße Perſonalun ion mit Preußen treten, ſon⸗ 
dern daß es Preußen auch wirklich einverleibt, daß 
es ein Theil von Preußen werde. 

Aber die e d d den behauptet, daß 
die Regierung nicht die Abſicht habe, dieſem Verlangen 
irgend wie und irgend wann zu willfahren. Sie jagt 
dem Sinne nach: „der König hat ſich am 26. Septem⸗ 
ber in Lauenburg huldigen laſſen, und damit hat er das 
Land für das preußiſche Königshaus, nicht aber für 
den peußiſchen Staat vollſtändig und für immer in 
dern h genommen“. Wir ſind freilich der Meinung, daß 
der König trotz der Erbhuldigung vom 26. September 
dieſen Beſitz noch immer dem preußiſchen Staate zu⸗ 
rückgeben kann. Die „Prov.⸗Korr.“ hat aber eine an⸗ 
dere Anſicht. Darin hat ſie jedoch Recht, wenn ſie 
weiter fagt: „Eine Einvyerlekbung in den preußiſchen 
Staat, alſo eine Beſitzergreifung für denſelben, konnte 
der König ſchon darum nicht beabſichtigen, weil dazu 
nach Art. 2 der Verfaſſung die Volksvertretung ſchon 
vorher ihre Zuſtimmung hätte geben müſſen; denn 
durch eine ſolche Einverleibung wären ja die Grenzen 
des preußiſchen Staates verändert worden, und nach 
Art. 2 können die Grenzen des preußiſchen Staatsge⸗ 
bietes nur durch ein Geſetz, d. h. nach Art. 63 nur 
durch Uebereinſtimmung des Königs und beider Häu⸗ 
fer des Landtages verändert werden“. 
dings konnte der König eine ſolche Einverleibung 
noch nicht vornehmen; aber er kann ja ſehr wohl die 
Abſicht haben, zwar jetzt, wo er den Landtag nicht 
hut berufen wollen, Lauenburg vorläufig nur für das 


Königliche Haus in Beſitz zu nehmen, ſpater aber der. 
Volksvertretung die Entſcheidung zu überlaffen, ob Lauen⸗ 


burg in der Perſonal⸗Union verbleiben oder dem Preu⸗ 


Jetzt aller⸗ 


ßiſchen Staate wirklich einverleibe werden ſoll. Wir 
müſſen das um fo mehr annehmen, als die wirklich und 
ernſtlich gemeinte Perſonal⸗Union nicht blos an ſich ein 
unmöglicher Zuſtand iſt, ſondern weil ſie auch nicht eher 
zu Rocht beſtehen würde, als bis die Volksvertretung 
ihre Zuſtimmung zu der Errichtung und der Fortdauer 
derſelben ertheilt hätte. Dieſe Zustimmung iſt erforber- 


lich erſtens aus allgemeinen Rechtsgründen, und zwei⸗ 


tens auf Grund einer beſonderen und ſehr klar ab⸗ 
gefaßten Beſtimmung der Preußiſchen Verfaffung. 


Aus allgemeinen Rechtsgründen iſt ſie ſchon dann 
erforderlich, wenn wir uns auch nur auf den Rechts⸗ 
ſtandpunkt der Regierung ſelbſt ſtellen. Die Regierung 
ſelbſt leitete das Recht, das ſie vor dem Gaſteiner Ver⸗ 
trag auf Lauenburg beſaß aus dem Wiener Frieden vom 
30. Oktober 1844 ber Diefer Friede war erkämpft 
worden mit den Mitteln des Preußiſchen 
Staates und dem Blute des Preußiſchen Vol⸗ 
kes. Durch dieſen Frieden waren der König von Preu⸗ 
ßen und der Kaiſer von Oeſterreich für Beſitzer auch 
von Lauenburg erklärt worden. Beide waren es nicht 
geworden, weil ſie die Familienhäupter des Hohen⸗ 
zollernſchen und des Habsburgiſchen Hauſes waren, 
ſondern weil der eine von ihnen das Oberhaupt des 
Preußiſchen, der andere das Oberhaupt des Oeſterrei⸗ 
chiſchen Staates iſt. Sie hatten offenbar den Beſitz 
erworben nicht für ſich ſelbſt, ſondern für die 
Staaten, die ſie regierten. Die Oeſterreichiſche 
Regierung hat es nun für gut gefunden, ihr Beſitzrecht 
zu verkaufen, und das Geld, das fie dafür bekommen, 
iſt in die Kaffe des Oeſterreichiſchen Staates gefloſſen. 
Der König von Preußen I: aus der Privatkaſſe feines 
Hauſes das Kaufgeld bezahlt. Damit hätte er vielleicht, 
vom Standpunkte des Privatrechtes aus, das Oeſterrei⸗ 
111 Beſitrecht allerdings blos für das Königliche Haus 
und nicht für den Preußiſchen Staat erworben. Aber, 
wohl gemerkt, der Preußiſche Staat blieb Mitbeſitzer nach 
wie vor; denn es war das Beſitzrecht des Preußiſchen 
Staates in keiner Weiſe auf das Königliche Haus 
übergegangen. Der König konnte daher nicht, wie die 
„Prov.⸗Korr.“ meint, die Abſicht haben, ſein Königliches 


Haus in den unwiderruflichen Beſitz des Ganzen 


u ſetzen, da ſeinem Haufe doch nur die eine Hälfte, 
die andere Hälfte aber dem Preußiſchen Staate 55 
hörte. Die Beſitzergreifung kann alſo nur als eine vor⸗ 
läufige betrachtet werden. Wir können daher auch von 
dieſem Standpunkte aus nur annehmen, daß das König⸗ 
liche Haus aus ſeinem gegenwärtigen Beſitze heraustreten 
wird, ſobald die wieder einberufene Volksvertretung ſich 
weigern follte, das Befigrecht des Staates auf das Kö⸗ 
nigliche Haus zu übertragen, ſei es nun als Geſchenk, 
ſef es für einen ähnlichen Kaufpreis, wie der Oeſterrei⸗ 
chiſche Staat ihn erhalten hat. Doch wird es hoffent⸗ 
lich nie eine Preußiſche Volksvertretung geben, welche 
die Lauenburgiſche Sache wie ein bloßes Privatgeſchäft 
anſieht. Sie wird ftets das Wohl und die Ehre des 
Staates im Auge haben. Wenn ſie wirklich die Ab⸗ 
tretung des ſtaatlichen Beſitzrechtes an Lauenburg an 


das Königliche Haus für eine ſtaatliche Nothwendigreit hal⸗ 
ten Folie jo mich fie Saffeibe wenigftend nicht Verfa 
Zweitens aber enthält der Artikel 55 der Preußiſchen 
Verfaffung die ganz klare und deutliche Beſtimmung: 
„Ohne Einwilligung beider Kammern 
kann der König nicht zugleich Herrſcher 
fremder Reiche ſein.“ , 
Es iſt in dieſem Artikel kein Unterſchied gemacht zwiſchen 
einem kleinen und einem großen oder zwiſchen einem 
deutſchen und einem außerbeulſchen Reiche. Auch iſt 
bei der Berathung dieſes Artikels im Oktober 1849 
durch die Preußiſche Volksvertretung ausdrücklich und 
ohne irgend einen Widerſpruch von Seiten eines Mini⸗ 
ſters oder Abgeordneten darauf hingewieſen worden, daß 
der Ausdruck „fremde Reiche“ ſich auch auf deutſche 
Staaten beziehe Deſſenungeachtet hat die „Prov. 
Korr.“ die Dreiſtigkeit, zu behaupten, daß dieſer Artikel 
auf Lauenburg keine Anwendung finde: denn, ſagt 
ſie, erſtens iſt b 1 zu klein, um ein Reich zu ſein, 
und zweitens geht aus der Entſtehungsgeſchichte des Ar⸗ 
tikels deutlich 2 daß deutſche Staaten nicht unter 
die „fremden Reiche“ gehörten. R 
Hieſe Einwürfe find, wie in einem uns über den⸗ 
ſelben Gegenſtand zugehenden Artikel eines unſerer Mit⸗ 
arbeiter ausgeführt wird, zu albern, als daß man ſich ver⸗ 
ſucht fühlen könnte, darauf einzugehen, da der Begriff eines 
„Reichs“ nicht von der Größe, ſondern von der Selbſt⸗ 
ftändigfeit abhängt. Hiermit iſt der erſte Grund 
widerlegt. Die deutſchen Bundesstaaten aber find 
nach der Bundesakte leider vollſtändig ſouverän, d. h. 
0 zu Preußen haben fie kein anderes Verhält⸗ 
niß, als das verbündeter Staaten, ſie ſind alſo dem 
preußiſchen Reiche gegenüber nach jeder Rich⸗ 
tung hin „fremde Reiche.“ . 
Aus dieſen Gründen zweifeln wir nicht, daß die 
Kammern von der Regierung aufgefordert werden 
müſſen, ihre Entſcheidung über dieſe Frage abzugeben. 
Wie dieſe Entſcheidung auch ausfallen möge, wir find über- 
zeugt, daß fie die Intereſſen des preußiſchen Staates 
und die Intereſſen Deutſchlands wahren wird. 


Politiſche Wochenſchau. 

Preußen. Man fängt jetzt wieder an, ſich mit der Frage 
wegen e der Kammern zu beſchäftigen. Wie 
man hört, ſind aber bis jetzt die zu machenden Vorlagen noch 
nicht von den Miniſterien in Angriff genommen worden, und 
follen die Berathungen erſt beginnen, wenn der Miniſter⸗ 
präſident von feiner Reife zurückkehrt. Diefe Rückkehr dürfte 
ſchwerlich vor der zweiten Hälfte dieſes Monats erfolgen, und 
da die Beratzungen, welche vor allem die Feſtſtellung des 
a und die Vorlagen, welche den Kammern in Bezug 
auf die auswärtige Politik zu machen ſind, betreffen, voraus⸗ 
ſichtlich eine geraume Zeit in Anſpruch nehmen werden, ſo 
dürfte die Einberufung des Landtages ſchwerlich vor dem letz⸗ 
zen verfaſſungsmäßigen Termin (Mitte Januar) erfolgen. 
Was die Vorlage der Regierung in Betreff der Militär⸗ 
frage anbelangt, fo wird fie ſich, wie man fagt, nicht von 
der früheren unterſcheiden, woraus ſich ergiebt, daß die An- 
nahme des von der Regierung vorgelegten Staatshaushalt 
hen in dem Abgeordnetenhauſe auf die gleiche Schwierigkeit 
toßen wie in früheren Jahren. 


Die Reiſe des Grafen v. Bismarck uach Paris hat die 
Aufmerkſamkeit von Neuem auf das Verhältniß zwiſchen Preu⸗ 
Ben und Frankreich gelenkt. Das franzöſiſche Kabinet hatte 
in einer Depeſche vom 29. Auguſt d. J. die Gaſteiner Ueber⸗ 
einkunft einer ſcharfen Kritik unterzogen, aus welcher man die 
Unzufriedenheit Napoleons mit desen Ereigniß erkennen 
konnte. Dennoch dürfte der Kaiſer Napoleon fich geneigt 
zeigen, die Gebietsvergrößerung Preußens, wie ſolche durch 
die Erwerbung Lauenburgs erfolgt iſt, und wie man ſie durch 
eine ähnliche Erwerbung Schleswig⸗Holſteins in Paris zu er 
warten ſcheint, geſchehen zu laſſen, wenn ihm Preußen feine 
1 bei ähnlichen Plänen des franzüöfiſchen Kaiſers 
uſichert. ei der En Stimmung, in welcher ſich der 
ramzöfſche Kaiſer offenbar gegen Oeſterreich befindet, iſt die 
Herſtellung eines fehr freundlichen Verhältniſſes zwiſchen 
Preußen und Frankreich kein fo ſehr unwahrſcheinliches Ereigniß. 

Auf den 1. d. M. war eine Verſammlung der Mit⸗ 
glieder deutſcher Volksvertretungen nach Frankfurt 
a. M. einberufen. Es hatten jedoch die Preußiſchen Abgeord⸗ 
neten und eine große Anzahl von Mitgliedern anderer nord⸗ 
deutſcher Kammern den Zeitpunkt als nicht geeignet zu einer 
ſolchen Verſammlung erachtet, und deshalb beſtand dieſe Ver⸗ 
fammlung vorzugsweiſe aus Mitgliedern füddeutfcher Stände⸗ 
kammern. Aus Preußen waren nur ſieben Abgeordnete er⸗ 
ſchienen. Ueber den Verlauf der Verhandlungen ſelbſt ſchreibt 
die „Lib. Korr.“: „Die Beſchlüſſe, welche der Abgeordneten⸗ 
tag in Frankfurt a. M. gefaßt hat, ſind, ſo weit ſie die 
ſchleswig⸗holſteiniſche Frage betreffen, nicht fo extrem aus⸗ 
gefallen, wie es wohl von der einen Seite gewünſcht, von der 
anderen gefürchtet worden iſt. Man hat feſtgehalten an den Be⸗ 
ſchlüſſen der am 26. März d. J. in Berlin abgehaltenen Verſamm⸗ 
lung, in welcher die Grundzüge des künftigen Verhältniſſes der 
Serzopthümer zu Preußen ausgeſprochen waren, fo wie es die 
liberale Partei nicht nur zwiſchen Schleswig - Holftein und 
Preußen, fondern zwiſchen allen übrigen Deutſchen Staaten und 
Preußen für nothwendig hält. Wir glauben ein Recht zu 
haben, dieſen Beſchluß des Abgeordnetentages als das wich⸗ 
tigſte Reſultat der Berathung zu bezeichnen, denn es beweiſt, 
daß, trotz aller Zornausbrüche gegen Preußen und trotzdem, 
daß die preußiſchen Abgeordneten mit einer ſehr geringen 
Ausnahme ſich von der Verſammlung ferngehalten haben, die 
verſammelten Abgeordneten ſich doch der Ueberzeugung nicht 
verſchließen konnten, wie nothwendig es iſt, an dem Programme 
welches Preußen als den Träger der durch ein Parlament ge⸗ 
2 Zentralgewalt hinſtellt, feſtzuhalten, wenn man über⸗ 

aupt noch daran denken will, dem alten Ziele, der Herſtel⸗ 
lung eines einigen Deutſchlands, nachzuſtreben. Bei dieſer 
Ueberzeugung der Mehrheit der in Frankfurt verſammelt ge⸗ 
weſenen Abgeordneten, wie ſie ſich in dem Beſchluß wegen 
Schletzwig⸗Holſtein kund gab, mußten denn auch die Hoffnun- 
gen einiger zu heißblütiger Politiker auf Konſtituirung der 
Verſammlung als Parlament der dritten Staatengruppe reſp. 
auf Einberufung einer folden ſchwinden, und obgleich dahin 
zielende Anträge zum Vorſchein kamen, fo wurden dieſelben recht⸗ 
zeitig zurückgezogen, und ſo nahm die Verſammlung, welche 
einen unheilbaren Riß in die deutſch⸗liberale Partei zu brin⸗ 
15 drohte, doch einen Verlauf, den man unter dieſen Um⸗ 
tänden als befriedigend bezeichnen darf. Nach dieſem Reſul⸗ 
tate darf man ſich um ſo mehr Glück wünſchen, daß die weit 
überwiegende Mehrzahl der preußiſchen Abgeordneten ſich von 
dem Akgeordnetentage fern gehalten. Jetzt, nachdem die Ver⸗ 
treter derfenigen Staaten, deren Regierungen ſich ſo oft als 
berufen hinstellen, eine dritte lebenskräftige Staatengruppe in 
Deutschland zu bilden, faſt allein verſammelt waren, und in 
freiwilliger Anerkennung der Unmöglichkeit eines ſolchen Vor⸗ 


gehens klar und deutlich an dem alten Programm feſtgehal⸗ 
ten haben, kann man dies nicht mehr, wie in früheren Ver⸗ 
ſammlungen dem überwiegenden Einfluſſe der preußiſchen Ab⸗ 
geordneten zuſchreiben, und ſo wird hoffentlich dieſe Verſamm⸗ 
lung dazu beitragen, die Anhänger der Pläne, welche ſtatt auf 
Herſtellung einer Einheit Deutſchlands die Dreitheilung des⸗ 
ſelben im Auge haben, weſentlich zu vermindern. 

Oeſterreich. Seit der Aufhebung der Februar-Verfaſſung 
find es zwei Fragen, welche die Gemuͤther beſchäftigen. Wer⸗ 
den die Ungarn von dem Einfluß, welchen ſie auf die künf⸗ 
tige Geſtaltung des Reiches in dieſem Augenblick ausüben, 
einen ſolchen Gebrauch machen, daß die Geſammtſtaatsverfaſ⸗ 
jung jemals wieder zur Geltung kommen wird, und wird es 
der Regierung gelingen, jetzt nach Aufhebung der Verfaſſung 
die Anleihe aufzunehmen, welche ihr der Reichsrath nicht be⸗ 

willigen wollte? Letztere Frage beſchäftigt augenblicklich die 
Regierungskreiſe am meiſten, und obgleich das Gerücht ver⸗ 
breitet iſt, daß eine Anleihe von 150—200 Millionen Gulden 
dem Abſchluſſe nahe ſei, jo muß man doch ganz entſchiedene 
Zweifel in die Richtigkeit dieſer Nachricht ſetzen, da die Agen⸗ 
ten der Regierung in Paris und London bemüht find, für's 
Erſte wenigſtens einen Vorſchuß von 50 Millionen Gulden auf 
die ſpätere abzuſchließende Anleihe zu bekommen, um nur den 
allernothwendigſten Bedürfniſſen Genüge zu leiſten. Auf 
jeden Fall ſtößt die Anleihe auf ſehr große Schwierigkeiten, 
wie ſie durch die Finanzlage des Kaiſerſtaates und durch die 
Beſeitigung der Verfaſſung bedingt ſind. Es will ſich kein 
Bankhaus finden, welches die Anleihe feſt übernehmen will, 
alle wollen nur den Verkauf der Obligationen als Kommiſ⸗ 
ſionäre, natürlich gegen eine anſtändige Proviſion, beſorgen. 
Das beweiſt, daß keiner der großen Geldmänner die Hoffnung 
hat, das Publikum werde begierig nach dieſem neuen Papier 
greifen, und wenn die öſterreichiſche Regierung jetzt wirklich 
die Anleihe unternimmt, und die Obligationen drucken läßt, 
jo kann es ihr paſſiren, daß der größte Theil derſelben in 
ihren Händen bleibt, wenn fie dieſelben nicht zu einem Preiſe 
fortgiebt, der den Finanzen des Kaiferftantes den Todesſtoß 
verſetzt. Ob unter ſolchen Verhältniſſen nicht die Anerbietun⸗ 
gen, welche neuerdings wiederholt in Bezug auf den Verkauf 
Venetiens gemacht worden ſein ſollen, endlich in Wien ein 
geneigtes Ohr finden, wird die nächſte Zeit lehren. 

Italien. Die Entwicklung der Dinge auf der italieniſchen 
Halbinſel iſt einen großen Schritt vorwärts gekommen: die 
franzöſiſche Beſatzung macht jetzt wirklich ernſthafte Anſtalten, 
Rom zu verlaſſen. Daß mit dem Moment, wo der letzte 
franzöſiſche Soldat das Gebiet des Kirchenſtaates verläßt, auch 
die Löſung der römiſchen Frage beginnen wird, das unterliegt 
keinem Zweifel, und die Gewißheit, daß dieſes Ereigniß in 
einem Jahre eintritt, wird der Regierung Italiens manche 
Schwierigkeit, die ſie von der Oppoſition zu befürchten hat, 
kefiegen helfen. 

England. Die Unterſuchungen über die feniſche Ver⸗ 
ſchwörung in Irland bringt immer mehr Thatſachen ans Licht, 
welche die weite Verzweigung derſelben erkennen laſſen. Bei 
der öffentlichen Verhandlung, welche in Dublin begonnen hat, 
charakteriſirte der Vertreter der Krone die Verſchwörung als 
eine ſozialiſtiſche. „Die unteren Klaſſen wurden zu dem 
Glauben verleitet, daß eine Wirbervertheilung des Befitzes 
ſtattfinden werde. Die Revolution ſollte mit einer allgemei⸗ 
nen Niedermetzlung aller über den untern Klaſſen ſtehenden 
Perſonen beginnen, einſchließlich der wegen ihrer Oppoſition 
gegen die Brüderſchaft beſonders verhaßten katholiſchen Geiſt⸗ 
lichkeit.“ 


Das Organ zur Verbreitung der feniſchen Lehre 


und zugleich der Kern, um den ſich die Verſchwörung ſam⸗ 
meln ſollte, ift das Blatt „Thee Iriſh Peep (das el 
Volk) geweſen; die Redakteure und Mitarbeiter des Blattes 
konnten als das exekutive Zentrum der Organiſation in Ir 
land angeſehen werden. Ein gewiſſer Stephens, der als 
die Seele der Verſchwörung bezeichnet wird, hat zu ihnen in 
enger Beziehung geſtanden. Der Eid, welcher von den hin- 
zutretenden Mitgliedern verlangt wurde, war, wie der An⸗ 
kläger darſtellt, ein der „iriſchen Republik“ geleiſteter Treu⸗ 
ſchwur und ein Gelöbniß, den Befehlen höherer Offiziere 
unbedingt zu gehorchen und in jedem Augenblick zur Ergreie 
fung der Waffen bereit zu ſein. Wem es gelang, eine ger 
wiſſe Anzahl Rekruten zur Eidesleiſtung zu bewegen, dem 
wurde ein gewiffer militäriſcher Rang verliehen; wer es über 
jene Zahl hinausbrachte, 11 5 Anſpruch auf höheren Rang. 
Durch die Buchſtaben A, B und C wurden die Rang 
ſtufen unterſchieden. Eine anſehnliche Korreſpondenz zwiſchen 
einzelnen Häuptern der Bewegung legte der Ankläger vor; 
Briefe, welche den Empfang von Geldern aus Amerika 
anzeigten oder Befehle zur Lieferung einer Anzahl von 
Bubi wur enthielten. Der Ankläger bemerkte, daß das 
Verhör nur ein vorläufiges ſei, da die Entſcheidung eines 
anderen Tribunals zu erwarten ſei; die Anklage, unter 
welcher die Verhaftungen geſchehen, lauteten auf Theilnahme 
an einer hochverrätheriſchen Verſchwörung zum Umſturz der 
britiſchen Regierung und zur Losreißung Irlands von Cngland 
und zur Herſtelung einer unabhängigen iriſchen Republiß 


In Kurheſſen 


niſteriums des Innern hatte dieſe Stelle nur vorläufig ange- 
nommen. Trotzdem konnte er es nicht aushalten und ver⸗ 
langte mehrfach ſeine Entlaſſung, ſie wurde ihm aber ſtets 
verweigert. Zuletzt erzwang er feine Amtsentfegung auf dem 
in Kurheſſen nicht 1 ungewöhnlichen Wege des Krankwer⸗ 
dens. Die Stände haben in ihrer erſten Sitzung am 3. Ok- 
tober die Thatſache der Miniſterloſigkeit Kurheſſens feſtgeftellt 
und den Verfaſſungsausſchuß beauftragt, über die Mittel zur 
Beſeitigung dieſes verfaſſungswidrigen Zuſtandes ſofort in 
Berathung zu treten. . j 

In Deutſchland haben wir ſchon vieles erlebt. Eine kaiſer⸗ 
loſe Zeit, Schiller nennt fie „die ſchreckliche“, hat es ſchon 
oft gegeben und leider befindet ſich Deutſchland auch heute 
noch mitten in folder kaiſerloſen Zeit; aber miniſterlos iſt, 
ſo weit wir die Geſchichte kennen, noch niemals ein Land ger 
weſen. Der gegenwärtige Kurfürſt von Heſſen erfreut ſich 
des Vorzuges, in dieſer Richtung als Bahnbrecher aufzutreten. 
Ob fein Volk und er ſelbſt Nuten hiervon haben wird, muß 
die Folge lehren. Jedenfalls iſt die Aufgabe des Verfaſſungs⸗ 
ausſchuſſes keine leſchte. Er ſoll Mittel in Vorſchlag brin. 
gen, um den minifterlofen Zuſtand zu beſeitigen. Es giebt 
allerdings ein einfaches und ficheres Mittel: der Kurfürft 
muß ſeine Miniſter anders behandeln. Wird er dazu geneigt 
ſein? In Heſſen ſcheint Niemand daran zu glauben, denn 
es will ſich keiner bereit finden laſſen, Miniſter zu werden. 
Was bleibt da übrig, wenn das Land durchaus einen Mini- 
ſter braucht? Wir denken, unſere Leſer wiſſen ein Mittel, 
welches der wiederholten Entlafſung der Miniſter unter ſol⸗ 
chen Umſtänden, wie ſie in Kurheſſen zur Regel geworden zu 
fein ſcheinen, vorzuziehen ift. 
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